tung. 


Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 


Die Zeitung erſcheint 
täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 


ar — 1 Thlr. 1% for. 
Alle EIN 
reſp. Poſtämter nehmen Expedition: 


Beſtellung darauf an. Krautmarkt . 1053. 


Im Verlage von Herm. Gottfr. Effeubart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenb art. 


No. 252; Montag, den 29. Oktober 1849. 


a Berlin, vom 27. Oktober. a 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, den halbinvali⸗ 
den Unteroffizieren Liebenthal von der 2fen und Hinze von der Zten 
Artillerie ⸗Brigade das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; und den bei 
Allerhöchſtihrer Geſandtſchaft in Konſtantinopel angeftellt geweſenen Hülfs⸗ 
arbeiter in Handelsſachen, Karl Ferdinand Levenhagen, zum General- 
Konſul in Rotterdam zu ernennen. 


viele ehrenwerthe Männer ſind, die verdienen, in der Erſten Kammer 


n. 

Abg. v. Bodelſchwingh (Hagen) beantragt, im Intereſſe der 
Erſten, wie der Zweiten Kammer, den Kommiſſionsantrag anzunehmen und 
der Erſten keine Diäten zu geben. Es werden ſich immer 180 Mitglieder 
finden, die entweder ſo viel Vermögen oder ſo viel Aufopferungsgeiſt be⸗ 
ſitzen, um in die Erſte Kammer gewählt zu werden. Es würde das An⸗ 
ſehen der Erſten Kammer im Volke bedeutend gefährdet ſein, wenn ſie be⸗ 
zahlt würde. Auch die Zweite Kammer ſollte eigentlich, wie in England, 
keine Diäten erhalten, und ich hoffe, daß es auch noch dahin kommen 
werde. Mit den 150,000 Thlr., die die Kammern koſten würden, könnten 
andere nützliche Unternehmen beſtritten werden (die der Redner näher be⸗ 
zeichnet, z. B. Schul⸗ und Kirchenbau u. ſ. w.) . 
' Berichterſtatter v. Beckerath: Daß gegen die Diäten für die Mit⸗ 
glieder der Erſten Kammer finanzielle Rückſichten entſcheiden ſollten, kann 
ich nicht zugeben. Man hat bei den Staatsausgaben den Ueberſchuß zu 
vermeiden, für Nothwendiges aber auch nicht ängſtlich zu rechnen. 

Der geehrte Abgeordnete ſcheint mir auch die Stellung der Erſten und 
Zweiten Kammer vermiſcht zu haben. Bei uns ſind andere Verhaltniſſe, 
als in England, und ohne Remuneration, ſelbſt für die Mitglieder der 
Zweiten Kammer, möchten doch manche ausgezeichnete Kräfte den Legisla⸗ 
tiven fehlen. 

Was den Antrag der Kommiſſion betrifft, ſo haben die gegen denſelben 
aufgeſtellten Gründe die der Kommiſſion nicht entkräftet. Nachdem Sie 
geſtern die Zahl der Mitglieder gegen den Antrag der Kommiſſion herab⸗ 
geſetzt haben, ſo werden die aus der Zahl der Grundbeſitzer und auch die 
aus der Kreis⸗ und Provinzial⸗Vertretung hervorgehenden Mitglieder der 
Erſten Kammer gewiß wohlhabend genug ſein, um auf eine Remuneration 

leicht Verzicht leiſten zu können. N a 
i Abg. Schöpplenberg zieht fein Amendement zurück. 

In der über Art. 65 nebſt zugehörigen Amendements nun erfolgenden 
Abſtimmung werden die Amendements verworfen, der Art. 65 alſo ange⸗ 
nommen, und zwar mit dem Zuſatze der Verfaſſungs⸗Kommiſſion: 

„Die Mitglieder der Erſten Kammer erhalten weder Reiſekoſten 
noch Diäten.“ 

Art. 66. Die Zweite Kammer beſteht aus 350 Mitglieder. Die 
Wahlbezirke werden nach Maßgabe der Bevölkerung feſtgeſtellt. 

Nach dem Vorſchlage der Kommiſſion ſoll dieſer Artikel folgende 
Faſſung erhalten: 
Die Zweite Kammer beſteht aus 350 Mitgliedern. Die Wahlbe⸗ 
zirte werden durch das Geſetz in der Weiſe feſtgeſtellt, 
daß mindeſtens zwei Abgeordnete von einem Wahlkörper gewählt 
werden. 
Nach kurzer Debatte wird die Faſſung der Kommiſſion angenommen. 
Die Berathung geht auf Art, 67 über. 
Abg. Tobe: Wir kommen hier zu dem ſchwierigſten Punkte der Ver⸗ 
faffung. Ihre Kommiſſion hat Ihnen hier eine Abänderung vorgeſchlagen, 
die in einer Einſchränkung des im vorigen Jahr feſtgeſtellten verfaſſungs⸗ 
müßigen Rechtes beſteht. Ich glaube nun nicht, daß es unſere Aufgabe 
iſt, für gewährte Rechte zu kämpfen, ſondern zu ermitteln, ob . A 
heilſam find, und find dann widrigenfalls zu entfernen. — Jeder ſelbſt⸗ 
ſtändige Preuße u. ſ. w., heißt es in der Verfaſſung, iſt Urwähler — die 
| Rommiffion fügt hinzu: wenn er in den Gemeindewahlen ſtimmberechtigt 
iſt. Es iſt dies ein wichtiger Unterſchied, es baſirt der Vorſchlag eben auf 
die künftige Gemeindeordnung. HT 2145 
Abg. Landferman: Ich bin der Meinung, daß Spezialgeſetze nicht in 
die Verfaſſung gehören und daran leidet auch die Verfaſſung vom 5. De⸗ 
zember. Bedenklicher iſt aber noch, daß im Kommiſſions⸗Vorſchlage impli- 
cite ein Grundſatz eingefügt wird, der in der Berfaffung nicht ſteht, näm⸗ 
lich das Prineip des Cenſus. Der Redner weiſt dies nach und fährt fort: 
Wir haben nun freilich nach der öffentlichen Meinung nicht ſo ſehr zu 
ö aut als 125 dem Vortheil ” I 5 5 ed e felt 
ſaten“ i i A eine direkten Steuern zahlt, mit dem Verbrecher au eine Stufe geſte 
5 9 at und dafür zu feßen: wird, ſo habe ich auch gegen dieſe Härte nichts einzuwenden, wenn das 
Orte ihres W er der Erſten Kammer, inſofern fie nicht an dem Wohl des Staates es erfordert. Ich ſehe aber nicht, daß dies nothwen⸗ 
bg ee tagen, erhalten Reiſekoſten und Diäten.“ dig iſt. Der Bevollmächtigte der preußiſchen Regierung hat freilich bei 
eine ſichere Baſis 5 erſte Kammer, die eine ſtändiſche iſt, hätte | Feſtſtellung des Reichsgrundgeſetzes erklärt, nach ftatiftiſchen Ermittelungen 
hätten. Nun peak: iſt d ie, meine Herren, eine erbliche Pairie beſchloſſen ] ſei ein Cenſus in das Wahlgeſetz nicht aufzunehmen, nach 4 Tagen jedoch 
daß das Volk ſeine Ab 50 nicht der Fall, und es iſt daher nothwendig, | wurde er aufgenommen, — follten in 4 Tagen nun ſich andere ſtatiſtiſche 
ohne zu fragen a d 05 auch zur Erſten Kammer wählen könne, [ Ermittelungen ergeben haben? — Ich bin gegen den Cenfus, Zwar war 
nehmen. Daher iR 1 9 1 ann auch im Stande ſein, die Wahl anzu⸗ bei dem Wahlgeſetz eine Klaſſeneintheilung nothwendig, aber da eben 
bekomme. Ohne dieſelb nerläßlich, daß die Erſte Kammer ebenfalls Diäten bierdurch die gerechten Abſtufungen bei dem Wahlgeſchäfte feſtgeſtellt ſind, 
fen e 8 1 en würde es dahin kommen, daß die Erſte Kammer ſo iſt es jetzt ſogar heilſam und nothwendig, allen Staatsbürgern die Theil⸗ 
> erlinern beſtehe, während doch auch in den Provinzen ] nahme an der Wahl offen zu halten. 


—— — —— — 


Deutſchland. 


Altona, 26. Oktober. Die Eiſenbahn bringt uns eben aus Kiel 
die unglaubliche und doch mögliche Nachricht, daß Dänemark den 
Waffenſtillſtand gekündigt habe und die vor Eckeraförde ſich ge⸗ 
zeigten Kriegsſchiffe Landungstruppen an Bord baben. Wir geben dieſe 
Nachricht, wie wir ſie erhalten, ohne ſie verbürgen zu wollen. 
a ans Ba Ba (Conſt. Ztg.) 
Berlin, 26. Oktober. (42ſte Sitzung der Zweiten Kammer. rä⸗ 
ſident: Graf v. Schwerin. 5 f gs 100 | 
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Beantwortung der Interpel⸗ 
lation des Abgeordneten Reichenſperger durch den Finanz⸗Miniſter. 
Abg. Reichenſperger: Meine Interpellation gründet ſich auf die Ab⸗ 
ſicht, die Verfaſſungs - Urkunde keiner ſchwankenden Deutung auszuſetzen. 
Der Rechtsſatz der gleichen Verpflichtungen hat bei uns immer Folge ge⸗ 
funden; doch nicht ohne das Verbleiben mancher Mißſtände. Die Ritter⸗ 
ſchaft, die Geiſtlichkeit genießen mancher Steuerfreiheiten, die in der Ver⸗ 
gangenheit bei anderer Vorausſetzung in der Ordnung waren, der Gegen⸗ 
wart aber nicht mehr entſprechen. Ein Scheiden der Völker in Stände iſt 
jetzt nicht mehr zuläſſig. Steuer⸗Ungleichheiten ſind ein Beweis, daß der 
Staat ſelbſt noch nicht zur Höhe des Rechtsſtaates ſich erhoben habe. 
Schon im Jahre 1810 hat König Friedrich Wilhelm III. erklärt, daß 
in der Beſteuerung und beſonders in der Grundfteuer alle Exemtionen 
wegfallen ſollen. Dieſes Prinzip wird bei keinem Unbefangenen dem Ur⸗ 
theile der Ungerechtigkeit verfallen, und es iſt im Mas 1820 anerkannt \ 
worden, ja es hat durch die Verfaſſungs⸗Urkunde die höchſte Sanktion er⸗ 
20 f geh eh 1 gegenwärtige Augenblick ganz geeignet 
5 j igen Reformen, die jenen Prinzipien 2 
Miu e fest d zu laſſen. \ ein 
Er affe bei dieſer Frage ganz dahin geſtellt fein, welche Klaſſen der 
Bevölkerung durch Erfüllung jenes Prinzips ſich Peng MEN debe möch⸗ 
ten, doch kann ich es nicht unterlaffen, darauf hinzuweiſen, daß, wenn den 
allgemeinen Erwartungen in dieſer Beziehung nicht entſprochen werden 
feli . ee ‚unabläffig bedacht fein werden, alle ge⸗ \ 
r Erreichung jener i { f 
Wee - 3 9 1 Zwecke in Anwendung zu bringen. 
offe, daß dieſe Gründe genügen werden, den Herrn Finanzmini⸗ 
ſter zu veranlaſſen, eine unumwundene Erklärung über aug lech Be⸗ 
ſteuerung und beſonders über ein Grundſteuergeſetz zu geben. 
Der Finanzminiſter erklärt, daß im Finanzminiſterium bereits ein Ge⸗ 
Weich el 919 die ehemaligen Steuerfreien zur Steuer⸗ 
en, und daß dieſer A = 
900 eine, z f fer demnächſt der Kammer vorgelegt wer 
N ie Diskuſſion geht zu Titel V. der Verfaſſungs⸗ Urkunde über 
71 7 75 ff ! 
ne Artikel 64 keine Veranlaſſung zu folder giebt, zunächſt zu 


Eh dieſem Artikel find folgende Amendements geſtellt und unterſtützt 


1) Vom Abg. Schöpplenberg. „Die Mitgli 
erhalten Reisekosten = Diäten.“ r n e e 


Vom Abg. Rohden. „Die gewählten Mitgli | 
Ms 0 äh Melton hlten Mitglieder der Erſten Kam⸗ 


3) Vom Abg. Hüpfer: Der Zuſatz der Verfaſſun i 
. om Abg. 5 8K 8 
„Die Mitglieder der Erſten Kammer erhalten 15 en ec 


Man hüte ſich, daß die Ausgeſchloſſenen nicht einmal tumultuariſch 
an einer Verfaſſung rütteln werden, welche 


Der Redner verweiſt darauf, 


mus aufzunehmen. 


Abg. v. Bodelſchwingh (Hagen): Der geehrte Vorredner hat be⸗ 
hauptet, daß die Verfaſſungs⸗Kommiſſion einen Cenſus für das Wahlrecht 
aufgeſtellt habe. Wer keine Almoſen empfängt, zahlt direkte Steuern, und 
wenn einige Perſonen derſelben honoris causa enthoben find, fo glaube 
ich, daß wir dieſen Perſonen die Ausübung des Wahlrechtes deshalb nicht 
Ich empfehle Ihnen daher die Annahme des Kommiſſions⸗ 


entziehen dürfen. 
Antrages. 


Berichterſtatter Beckerath erkennt für nöthig an, daß das Prinzip, 
doch auch mindeſtens 
und trägt auf Annahme des 
Antrages der Kommiſſion, ſtatt des Artikels 67. an, welche Annahme dann 


welcher das 24fte Lebensjahr voll⸗ 
endet, nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen 


welches das höhere Wahlrecht im Staate gewährt, 
für die Gemeinde Anwendung finden müſſe, 


durch Abſtimmung erfolgt, Er lautet: 
„Jeder ſelbſtſtändige Preuße, 


richterlichen Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, in welcher 


er an den Gemeindewahlen Theil zu nehmen berechtigt iſt, ſtimmberech⸗ 


tigter Uhrwähler.“ 


Artikel 68. erhält folgendes von der Kammer unterſtützte Amendement ö 


des Abgeordneten Schimmel: 


Die Hohe Kammer wolle beſchließen, dem Artikel 68. des Kommiſſions⸗ 
Vorſchlages folgende Faſſung zu geben: Artikel 68. Das Urwähler Recht 
des nach Artikel 32. zum Dienſte im ſtehenden Heere oder der Landwehr 
Verpflichteten ruht, während ſich dieſelben im aktiven Militair- Dienfte be= | 
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finden. — Das Urwähler⸗Recht derjenigen im aktiven Militair⸗Dienſte 
welche nach Artikel 32. der allgemeinen Wehrpflicht 
im ſtehenden Heere und der Landwehr Genüge 1 haben, iſt unab⸗ 

erbande, kann aber nur 


ſtehenden Perſonen, 


hängig von dem Verhältniß zu einem Gemeinde⸗ 
in der Gemeinde ausgeübt werden, in welcher der dem Militairſtande 


angehörige Urwähler ſich zur Zeit der Wahl ſeit dreißig Tagen in Stand⸗ 


quartier befindet und Einkommen⸗ oder Klaſſenſteuer zahlt. 
Abg. v. Griesheim: Es ſei fraglich, ob aktive Militgirs in der 
Gemeinde ein Wahlrecht auszuüben haben werden. Doch abgeſehen hiervon, 


habe die Kommiſſton das Wahlrecht der Armee gewährt und empfehle er 
daher ſtatt des Schimmelſchen Amendements den Antrag der Verfaſſungs⸗ 
und dem Protokollführer unterzeichnet worden. 


kommiſſion. 
Abg. Schimmel vertheidigt das von ihm geſtellte Amendement. 
Nachdem noch 
wird zur Abſtimmung geſchritten und zuerſt das Amendement Schimmel 
ke e dann aber der Antrag der Kommiſſion angenommen, welcher 

autet: 

„Das Wahlrecht der aktiven Militairperſonen iſt unabhäng vo 
ihrem Verhältniß zu einem Gemeindeverbande.“ 0 

Zu Art. 69 ſtellt Abg. Ulfert das Amendement: Im zweiten Alinea 
iſt ſtatt der Worte: „direkte Staatsſtener“ nur „Staatsſteuer“ zu ſetzen. 
Es findet Unterſtützung. 

Abg. Ulfert: Wenn Sie ausſprechen, daß überall eine direkte Staats⸗ 
ſteuer zum Wählen berechtigen ſolle, ſo werden Sie für die Orte Verle⸗ 
genheit ſchaffen, in welchen Schlacht⸗ und Mahlſteuer erhoben wird. 

Abg. Geppert unterſtützt das Amendement des Vorredners, weil ſonſt, 
wenn vor einer Umwandlung der Steuergeſetze eine Wahl nöthig wäre, in 
= en mit Mahl⸗ und Schlachtſteuer gar keine Wahlen ſtattfinden 
önnten. ’ 

Minifter des Innern: In Beziehung auf das letzte Alinea möchte ich 
eine Aenderung vorſchlagen, welche dahin zielt, 
groß werden zu laſſen. 

Präſident nimmt an, daß dieſer Vorſchlag von dem Miniſter des In⸗ 
nern als ſolchem geſtellt ſei, daher der Unterſtützung nicht bedürfe. 


pflichtet und darauf ſchriftlich das Amendement ſtellt: 


Die hohe Kammer wolle beſchließen, im letzten Alinea des Kommiſ⸗ 


ſions⸗Antrages ftatt „Wahlverſammlungen“ zu ſetzen: „Wahlverbände.“ 
Das Amendement findet hinreichende Unterſtützung. 
Der Antrag auf Vertagung wird unterſtützt und angenommen. 
Schluß der Sitzung nach 3 ½ Uhr. N 


Berlin, 26. Oktober. Die am Schluſſe der Sitzung des Verwal⸗ i 
Ernſt Auguſt ſich in der alten Harzſtadt einfinden. 


tungs⸗Rathes vom 17ten d. angekündigten beſtimmten Vorſchlaͤge der Kö⸗ 


niglich preußiſchen Regierung find in der Sitzung vom 19ten d. durch den 
Die protokolla-⸗ 


Königlich preußiſchen Bevollmächtigten gemacht worden. 
riſche Feſtſtellung iſt nachſtehend mitgetheilt. 
Verhandelt Berlin, 19. Oktober 1849, Abends 6 Uhr. 


Der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte erklärt, daß er ſich nicht wohl 
mehr in der Lage befinde, an der Wahl⸗Kommiſſion Theil zu nehmen, und 
daher anſuche, in ſeine Stelle ein anderes Mitglied des Verwaltungs⸗Ra⸗ 
thes eintreten zu laſſen. Bei der zum Zwecke der Neuwahl erfolgenden 
Abſtimmung erhalten der Großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerinſche und der N 
Kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte die meiften Stimmen, und zwar beide N 
ders verhalte es ſich mit der Poſen⸗Breslauer Bahn. 


in gleicher Zahl. Der Großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerinſche Bevoll⸗ 
mächtigte ſpricht die Ueberzeugung aus, 


det damit die Bitte, aus dieſem Grunde von der auf ihn ſelbſt mitgefalle⸗ 
nen Wahl abzusehen. Demnach tritt an die Stelle des Königlich ſächſiſchen 
Bevollmächtigten der Kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte als neu gewähl⸗ 
tes Mitglied der Wahl⸗Kommiſſton. 


Die in der Sitzung vom 17. Oktober c. ſeitens der Königlich preußi⸗ ö 
ſchen Regierung gegebene Beantwortung der Königlich hannoverſchen Rechts⸗ 
ausführung wurde von dem Vorſitzenden mit der Erklärung geſchloſſen, daß 
Die Länge würde über 


er von ſeiner Regierung beauftragt ſei, beſtimmtere, guf die Einberufung 


des nächſten Reichstages abzielende Vorſchläge im Verwaltungsrathe vor⸗ 


zubringen. „An dieſe Erklärung anknüpfend, ſtellt der Vorſitzende Namens 
der Königlich preußiſchen Regierung folgende Propoſitionen: 
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1) den Verfaſſungs⸗Entwurf denjenigen Modifikationen zu unterwerfen, 


die in dem don dem Vorſitzenden übergebenen, dem gegenwärtigen 


Protokolle zu annektirenden Exemplare des Entwurfs durch Löſchungen ! 


ſie eben ausgeſchloſſen hat. 
daß eben die ſozialen Uebel und Mißſtände 
es nothwendig machen, die daran Niederliegenden in den Staats⸗Organis⸗ 


der Abg. v. Beckerath als Berichterſtatter geſprochen, 


die Wahlkreiſe nicht zu | 


wird, ſich erweitere. Das öffentliche Intereſſe und der Staat ſollen endlich in 
Wahrheit ſich verſchmelzen und die Geheimnißkrämerei bei Seite gelegt werden 
damit die chineſiſchen Zuſtände ſchwinden. 


igte daß der Kurfürſtlich heſſiſche Be⸗ 
vollmächtigte, Ober⸗Steuer⸗Direktor Pfeiffer, durch Kenntniſſe wie Erfah⸗ 
rungen ſich der Kommiſſion beſonders nützlich erweiſen werde, und verbin⸗ N 5 
die Bahn dazu dienen, Ober⸗ und Mittelſchleſien mit Pommern und Preu⸗ 
ßen zu verbinden, für welches letztere die Verbindung mit Schleſien dieſelbe 
Bedeutung habe, wie die mit Berlin und den weſtlichen Provinzen. Die 
Fpolitiſch⸗ſtrategiſche Wichtigkeit liege bei einer offenen Grenzlinie von 180 


zweckmäßig, 


und Zuſätze näher angegeben find; wobei ausdrücklich hervorgeboben 
wird, daß es jeder anderen der verbündeten Regierungen ſelbſtver⸗ 
Ra völlig freigeſtellt bleibt, anderweite Modifikationen vorzu⸗ 
ringenz 5 

2) als allgemeinen Wahltag für die Abgeordneten zum Volkshauſe der 
nächſten Reichs⸗Verſammlung den 15. Januar 1850 anzunehmen, ſo⸗ 
dann die Behörden anzuweiſen, ſofort alle Vorarbeiten in Angriff zu 
nehmen, damit jedenfalls dieſer Wahltag eingehalten und ſeiner Zeit 
durch gemeinſchaftlichen Beſchluß des Verwaltungs⸗Rathes zum Aus⸗ 
ſchreiben der Wahlen vorgeſchritten werden könne; ine 

3) als den Ort des nächſten Reichstages die Stadt Erfurt zu be⸗ 


ſtimmen; N 

4) die Verhandlungen der verbündeten Regierungen beziehungsweiſe des 
Verwaltungs⸗Rathes mit dem Reichstage durch drei Kommiſſarien 
führen zu laſſen, von denen die Königlich preußiſche Regierung einen 
zu ernennen hätte, die beiden anderen aus der freien Wahl des Ver⸗ 
waltungs⸗Rathes hervorgehen würden. 

(Hierzu werden Erläuterungen gemacht.) 

Die heutige Berathung des Verwaltungs⸗Raths über die von der Kö⸗ 


niglich preußiſchen Regierung zum Zwecke der Einberufung des nächſten 


Reichstags gemachten Propoſitionen ſchließt mit dem Reſultat: 
Mit Ausnahme des Königlich ſächſiſchen und des Königlich hanno⸗ 
verſchen Bevollmächtigten haben die ſämmlichen Bevollmächtigten 
der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten Regie⸗ 
rungen ſich zu folgender Feſtſtellung vereinigt: 

1) Der 1dte Januar 1850 ift als derjenige Tag angenommen, an 
welchem die allgemeine Wahl der Abgeordneten zum Volkshauſe für 
den nächſten Reichstag, nach einem von dem Verwaltungsrathe vor⸗ 
her zu beſchließenden gemeinſchaftlichen Ausſchreiben derſelben, in 
dem ganzen Bereich der verbündeten Staaten ſtattfinden wird; 

2) die betreffenden Regierungen werden von ihren ſie hier vertretenden 
Bevollmächtigten erſucht werden, die Landesbebörden mit Anweiſung 
zu verſehen, die benöthigten Vorarbeiten ſofort in Angriff zu nehmen 
und möglichſte Vorkehr zu treffen, damit demnächſt das Ausſchreiben 
der Wahlen beſchloſſen und der Wahltermin ſelbſt eingehalten werden 


kann. i 
Die Sitzung ſchließt Abends 9 Uhr. 
Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 22. Oktober e. verleſen, von 
den in dieſer Sitzung anweſenden Mitgliedern genehmigt und von Diefen 


von Bodelſchwingh. von Meyſenbug. Pfeiffer. von Lepel. 
Seebeck. von Schack. von Oertzen. Mosle. Vollpracht. 
Bloemer. 
N Nachträglich genehmigt Walther. 

Berlin, 25. Oktober. (Rundſchau. Poſten.) Das preußiſche Poſtweſen 
iſt zu beſcheiden, als daß es von ſich ſagen dürfte, auf der Bahn des Förtſchritts 
die Spitze genommen zu haben. — Ein engliſcher Schulmeiſter, Rowland Hill, 
hatte höhere Einſichten in dieſem Fache, als die beſternten General⸗Poſtmeiſter. 
Die Solgen des ungemein geſtiegenen Poſtverkehrs in England ſind allgemein be⸗ 
kannt. Belgien ſchlug dieſelbe Richtung ein; auch dort wiederholten ſich dieſelben 
Reſultate. Preußens Fiskus wiegt ſein Haupt und ſteht auf halbem Wege, wäh⸗ 
rend das Land durch Hemmung des Verkehrs großen Schaden erleidet. Um {9 
weniger darf die öffentliche Meinung ſich dabei berühigen, weil die Eiſenbahnen 
der Poſtoerwaltung ungemeine Erleichterung gewähren. Der Paquetzwang iſt 
eine der nachtheiligſten Hemmungen, welcher nicht allein dem Verkehr, ſondern 
auch dem Familienleben durch ſeine hohen Sätze große Hinderniſſe bereitet. Schon 
die Provinzial⸗Landtage erkannten dieſen Nebelſtand, und machen wir wiederholt 
darauf aufmerkſam. — Die Porto⸗Ermäßigung ſoll der Herr Handelsminister be⸗ 
reits lebhaft zur Sprache gebracht haben, und hoffen wir, daß nicht ein Proviſo⸗ 
rium, ſondern eine kräftige, auf die praktiſchen Erfahrungen anderer Länder be⸗ 
gründete Maßregel zum Vorſchein komme. Auch die Bedürfniſſe und Wünſche 
des Poſtperſonals ſollen berückſichtigt werden; denn es läßt ſich nicht leugnen, daß 


die el ln nach 980 alten Regimente mit Recht auf eine Verbeſſe⸗ 
run rer Lage hinſehen darf. 
Abg. v. Auerswald glaubt annehmen zu müſſen, daß der Herr Mini⸗ nn 5 en 


ſter feinen Antrag als Abgeordneter geſtellt habe, dem der Miniſter bei⸗ ö 
blitum ſeit zwei Jahren nach allen Richtungen, und wir erkennen es dankbar g 


Man laſſe die Erfahrungen des Jahres 1848. 
Die elektro⸗magnetiſchen Telegraphen haben das große Räthſel 


nicht unbeachtet. 1 0 
In Nordamerika korreſpondirt das Nu 


gelöſt und Zeit und Raum überwunden. 


daß Preußen dem Beiſpiele gefolgt iſt und auch dem Publikum den Gebrauch 
geſtattet. Es iſt Zeit, daß der Begriff deſſen, was „Staats ⸗Anſtalt“ genannt 


HE), 


Berlin, 27. Oktober. Bei der Anweſenheit Sr. Majeſtät in Blau⸗ 
kenburg als Gaſt des Herzogs von Braunſchweig wird auch der König 
Bei dieſer Zuſammen⸗ 
kunft der beiden Monarchen werden jedoch politiſche Fragen gänzlich aus 
dem Kreiſe der Untrrhaltung gebannt bleiben. Man! ' 

— Den Kammermitgliedern iſt eine, den Bau der Eiſenbahn von 
Poſen nach Breslau betreffende Denkſchrift des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
verordneten in Poſen zugegangen, worin die Nothwendigkeit des ſofortigen 
Angriffs der Oſtbahn und Saarbrücker Bahn zugeſtanden, dagegen die 
Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit des ſofortigen Baues der Weſtphaliſchen 
Bahn beſtritten wird. Dieſelbe habe gar nicht die große Wichtigkeit für 
den Verkehr, und in politiſch⸗ ſtrategiſcher Hinſicht nicht diejenige, welche 
man ihr vindiziren wolle, ſondern nur eine lokale Bedeutung. Ganz au⸗ 
Durch dieſelbe werde 
der Weg von Breslau nach Stettin auf 47 Meilen vermindert (über Ber⸗ 
lin beträgt er 65 Meilen), die Stargard⸗Poſener Bahn erhalte dadurch 
erſt ihre Bedeutung und könne rentabel gemacht werden. Sodann werde 


Meilen Ausdehnung klar zu Tage. Ueberdies hätten auch die öſtlichen 
Provinzen, bei ihrer durch die ruſſiſche Grenzſperre verurſachten Verkehrs⸗ 
loſigkeit gerechte Anſprüche darauf, daß der Staat für Verkehrsmittel ſorge. 
ürde öber Roſten, Liſſa und Rawiez 20 Meilen betragen, 
die Koſten bei dem gänzlichen Mangel an Terrainſchwierigkeiten, nur 4 
Millionen. Unter ſolchen Umſtänden ſei es nicht allein ungerecht und un⸗ 
wenn die weſtphäliſche Bahn, nach dem Regierungsplanı Jun 
Vorzug haben ſolle, ſondern ſei es ſogar eine Nothwendigkeit, daß der er 
dieſer Bahn auf Staatäfoften ſogleich neben dem der Oſtbahn in e 
genommen werde. Der Bau der Zweigbahn von Liſſa nach Glogau, 


— 


| 


foifviefiger und dennoch weniger wichtig ſei, könne vorläufig aufgeſchoben 
werden. 


M. öffentlich verbrannt wurden, er⸗ 


ten im Jahre 1750 in e e (Eine neue Auflage alten Un⸗ 


ont jetzt in Berlin ein neuer Abdruck. 
eee la Bahrdt und Conſorten.) f 
S hmerin, 25. Oktober. Die aus Hannover der „Norddeutſchen freien 
’ 7° nitgetheilte Nachricht, daß ven Seiten Mecklenburgs und Oldenburgs 
Miesel e, bei der es ſich um 20 Millionen Thaler handele, gegen Hannover 
bei dem undesfiiebegericht 10 anhängig gemacht ſei, N kan 3 
0 betrifft, jeglichen Grundes. N 92 
80 Ke (Sitzung der Stände vom 23. Oktober.) Der Landſyn⸗ 
vikus verlieſt die eingelaufenen Eingaben, ſowie den Bericht des perma⸗ 
ten ſtändiſchen Ausſchuſſes über deſſen Wirkſamkeit ſeit der Vertagung 
und eigt die Ernennung des Herrn Legationsrathes v. Winzingerode als 
Vorſtand des Miniſteriums des Aeußern an. Der Präſident verkün⸗ 
digte folgende ſelbſtſtändige Anträge: 1) des Herrn Lederer: die Regie⸗ 
10 u erſuchen, allen ihren Einfluß bei der badiſchen Regierung dahin 
jr Leiwenden, daß den ſtandesrechtlichen Prozeduren in dieſem Lande Ein⸗ 
datt geſchehe; 2) eine Interpellation des Herrn Pfeiffer (Staatsproku⸗ 
ator): ob der von den Regierungen Preußens und Oeſterreichs unterm 
30 September d. J. abgeſchloſſene Vertrag wegen Bildung einer neuen 
roviforiſchen Bundes⸗Centralgewalt bereits der kurheſſiſchen Regierung 
75 Zuſtimmung vorgelegt worden ſei, beziehungsweiſe, was dieſelbe in die⸗ 
5 Hinſicht zu thun gedenke? Der Landtags⸗Kommiſſar machte die Mit⸗ 
theilung, daß die Herren Nebelthau, Schneider und Schwarzenberg aus 
den ftändiſcher Seits vorgeſchlagenen Kandidaten zu Mitgliedern des ge⸗ 
heimen Stände⸗Ausſchuſſes höchſten Orts ernannt worden ſeien. — Herr 
enkel vermißte unter den Vorlagen die wegen der Wahlen zum deutſchen 
Volkshauſe. Die Politik der kleinen Staaken ohne Bundesſtaat entbehre 
aller Garantie, ihre Beſtrebungen ſeien eine Syſiphusarbeit ohne Ziel, 
deshalb müſſe bei ihnen die deutſche Sache in dem Vordergrund ſtehen. 
Kurheſſen habe darin ſtets den erſten Rang behauptet, es habe ſich bereit⸗ 
willig der National⸗Verſammlung und deren Arbeit unterworfen, ſo lange 
noch eine vernünftige Ausſicht vorhanden, letztere zur Vollziehung zu brin⸗ 
gen, es habe ſich dem preußiſchen Bündniß angeſchloſſen, als dem einzigen 
Wege, das große Ziel wenigſtens annäherungsweiſe zu erreichen. Daſſelbe 
dürfe auch jetzt nicht zurückbleiben. Deshalb hätte es der erſte Akt der 
Regierung fein müſſen, den Entwurf eines Reichswahlgeſetzes zur Vorlage 
zu bringen; es ſei dieſes doppelt nothwendig, ſeitdem Einzelne unter 
erdrehung und Deutelei ihrer früheren Erklärungen zurückgetreten; dieſen 
Treuloſen müffe jede rechtſchaffene Regierung mit um fo größerer Ent⸗ 
ſchiedenheit entgegentreten, damit ſie nicht mit ſolchen Heuchlern in eine 
Klaſſe geſtellt werde, und deren Strafe und Schande theile. Er ſtellt des⸗ 
halb den Antrag, die Regierung zu erſuchen, in einer der nächſten Sitzun⸗ 
gen den Entwurf des fraglichen Wahlgeſetzes vorzulegen. Es ſei kein Weg, 
zur Einheit zu gelangen, mehr vorhanden, wenn man nicht Preußen, deſſen 
eifriger Wille doch jetzt nicht mehr zu bezweifeln ſei, unterſtütze. Man 
müſſe dieſes um fo mehr, als die Rabuliſterei ſo weit gegangen ſei, zu be⸗ 
haupten, daß, wenn etwa die öſterreichiſchen Generale Fürſt von Lichten⸗ 
ſtein und Landgraf von Heſſen⸗Homburg nicht beſtimmten, wir dem Fluch 
des alten Bundestages verfallen müßten. — Staatsrath Eberhard ent⸗ 
gegnete, daß die Wichtigkeit dieſer Angelegenheit von der Regierung am 
wenigſten verkannt werde, der Entwurf ſei vorbereitet und werde in weni- 


gen Tagen der Stände⸗Verſammlung vorgelegt werden. — Herr Henkel 


zog ſeinen Antrag, als durch dieſe Erklärung erledigt, zurück. 


Frankfurt, 24. Oktober. Man ſcheint heute, dem letzten der ſoge⸗ 
nannten Herbſttage der Frankfurter Weinleſe, Ruheſtörungen zu befürch⸗ 
ten; es ſind wenigſtens umfaſſende Vorkehrungen und Vorfichts⸗Maß⸗ 
regeln getroffen: Partrouillen ziehen bereits ſeit heute Mittags durch 
die Straßen, an der Mainbrücke ſteht eine halbe Compagnie Oeſterrei⸗ 
reicher und jenfeits des Mains find zwei öſterreichiſche Geſchütze mit einer 
Infanterie⸗Bedeckung aufgefahren. Ob beſtimmte Anzeichen vorliegen, 
weiche eine ſolche Kraftentwickelung rathſam erſcheinen laſſen, 811 5875 


Frankfurt, 24. Oktober. Die preußiſche Regierung ſoll mit Nach⸗ 
druck, in ihrem und ihrer Bundesgenoſſen Namen, proteſtirt haben gegen 
alle die Nation beſchämende Umtriebe, welche das hiefige Reichs miniſterium 
in ſeinen letzten Stunden noch mit der deutſchen Flotte zu machen im 
Sinne hat, beſonders auch gegen das Ueberwintern der großen Schiffe im 
Hafen von Antwerpen. Wenn aber das Miniſterium gegenwärtig dieſen 
Plan aufgegeben hat, ſo glaube man ja nicht, daß der preußiſche Proteſt 
allein dazu es veranlaßt habe; die Miniſter geben in dieſem Falle nicht 
der diplomatiſchen, ſondern der finanziellen Verlegenheit nach. Es iſt 
nämlich demnächſt eine anſehnliche Summe an engliſche Schiffsbaumeiſter 
vom deutſchen Marineminiſterium zu zahlen, welche herbeizuſchaffen dieſem 
Miniſterium nicht gut möglich wäre. b (B.⸗N.) 

Altona, 25. Oktober. Tilliſch hat in der Landesverwaltung den 
Antrag geſtellt, die Gefion nach Sonderburg oder dem Flensburger Hafen 
zu bringen, — weil in Eckernförde ihre Sicherheit gefährdet ſei. Dieſer 
Vorſchlag hat ſich des Beifalls Englands i. e. Hrn. Hodges zu erfreuen 
gehabt. Der Graf zu Enlenburg, dem dies denn wirklich doch einmal zu 
weit gegangen war, proteſtirte hiegegen. Der däniſche Seekommandeur 
Steen⸗Bille wurde herbeigerufen, und mit ihm das Weitere über die Ab⸗ 
führung beſprochen. Wie weit dieſer Plan in ſeiner Ausführung gediehen, 
iſt nicht bekannt. Von Reiſenden wird erzählt, es lägen ſieben däniſche 
Kriegsſchiffe, worunter ein ſehr großes, vor dem Eckernförder Hafen. 


(N. f. P. 

Aus dem Holſteiniſchen, im Oktober. Aus Stettin, dem Do⸗ 
mich des Grafen v. Eulenburg, gelangt eine Stimme zu uns, welche das 
Schickſal Schleswigs prophezeihen will. Wir bedauern es, daß der ge⸗ 
lehrte Stettiner weder mit dem dänischen noch mit dem ſchleswig⸗ holſtei⸗ 
niſchen Staatsgrundgeſetze irgendwie bekannt iſt, noch mehr, daß er vom 
Undanfe Schleswigs redet, und ſonach von vorn herein die Schleswiger 
von ſeinen Vorſchlägen zurückzuſtoßen ſich beeilt. In Schleswig iſt man 
ſehr dankbar, der Nordländer iſt nicht leichtſinnig; wenn von Undankbar⸗ 
keit die Rede fein ſoll, fo dürfte die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin weit 
eher dieſen Vorwurf verdienen. Aber wie kann man dafür danken, daß 
unſere deutſchen Brüder jetzt Exeentionstruppen im däniſchen Intereſſe ge⸗ 
worden ſind? Dafür danken, daß Schleswig jetzt von Holſtein getrennt 


ae Von Johann Chriſtian Edelmanns Selbſtbiographie, deſſen Schrif⸗ 


werden ſoll, blos weil Lord Palmerſton es vorſchlägt? Durch die deutſche 
Hülfe hat es, wenn man die jetzigen Friedenspräliminarien zur Wirklich⸗ 
keit macht, durchaus nur weniger, als es vor dem März 1848 hatte, und 
Schleswigs Wünſche find niemals geſtiegen, es hat ſich mit Holſtein ver⸗ 
bunden gewünſcht, lange ehe die Februar⸗Poſaune geſchmettert hatte. Auf 
Schleswig Holſtein macht der Stettiner Artikel nicht den mindeſten Ein⸗ 
druck, weil er ungerechte Vorwürfe ausſpricht und zugleich die gründlichſte 
Unkenntniß der rechtlichen und faktiſchen Verhältniſſe in wahrhaft naiver 
Offenheit an den Tag legt, wie wir eine ſolche freilich bei Stettinern in 
letzter Zeit ganz beſonders gewohnt worden ſind. Der Einſender vergißt 
z. B., daß Danemark ſelbſt ein anderes ſeit dem Marz v. J. geworden 
iſt, aus dem abſolutiſtiſchen ein conſtitutionelles. Früher konnte es ſich 
mit däniſchen, jütiſchen, ſchleswigſchen und holſteiniſchen Provinzialſtänden 
behelfen, wenn auch nicht gut, da ſelbſt däuiſche Staatsmänner die inſel⸗ 
däniſchen Provinzialſtände mit den jütiſchen, die ſchleswigſchen mit den 
bolſteiniſchen vereint wüuſchten. Jetzt, bei dem conſtitutionellen Däne⸗ 
mark, würde die Theilnahme der Schleswiger am däniſchen Reichstage 
ihre Annahme des däniſchen Staatsgrundgeſetzes und demnach ihre Ein⸗ 
verleibung in Danemark vorausſetzen; wie dabei noch eine ſchleswigſche 
Conſtitution mit einer ſchleswigſchen Stände⸗Verſammlung möglich ſei, iſt 
nicht dargethan. Für ſolche Dinge genügt ein Kreis Landtag, bedarf es 
aber keiner Conſtitution, keines Provinzial⸗Landtages. Wir wollen, wenn 
man doch ohne Kenntniß der Sachlage ſchreiben darf, noch hundert Pläne 
vorlegen, nur daß alle hundert Phantafiegebilde fein würden. Wofür fol- 
len die ſchleswigſchen Abgeordneten am däniſchen Reichstage kommen ? 
Wer wird nach Kopenhagen gehen? Wird man dort deutſche Abgeordnete 
dulden, da bekanntlich die Intelligenz und das 1 Schleswigs in 
deutſchen Händen ſind? Und die Armee? Sollen die Schleswiger wieder 
unter dem Danebrog fechten? Wir bitten den Stettiner, einmal Preuße 
zu ſein und ſich zu fragen, was das für Soldaten wären, die man dazu 
brächte. Ob der gute Stettiner, der ſo ſehr an unſere materiellen Inter⸗ 
eſſen denkt, eine Zolllinie an der Eider für rathſam erachtet, iſt nicht 
recht zu erſehen; offenbar weiß er davon ſo viel, als ein aus Stettin ge⸗ 
kommener Regierungs⸗Vice⸗Präſident, der Rendsburg zu einer ſchleswig⸗ 
ſchen Stadt gemachk hat! (Hamb. C.) 

Huſum, 19. Oktober. Die Verordnung über den Poſtzwang, die 
ihnen von der flensburger Landesverwaltung direkt zugefandt, haben die 
hieſigen Anwälte gemeinschaftlich an die Herren Tilliſch und Eulenburg 
mit folgendem Begleitſchreiben zurückgeſandt: I 

Unterzeichnete Anwälte erlauben ſich, die ihnen überſandten Druck⸗ 
ſachen, J. J. Flensburg, den 5. Oktober 1849, unter höflicher Ver⸗ 
bittung ähnlicher Zuſendungen hierneben zu remittiren. Huſum, 
18. Oktbrr. 1849. Beccau. Woldſen⸗Strom. Rehder. 

Aus ſicherer Quelle kann ich berichten, daß Hr. Mohrhagen die hie⸗ 
ſige Amtmannsſtelle definitiv aufgegeben; von all den vetrogirten Beamten 
hat alſo Herr Davids allein die Ehre, als quasi e . . 

@ ; 


Frankreich. 


Paris, 23. Oktober. Das Reſultat der römiſchen Diskuſſion iſt 
ein doppeltes: Die Schwächung des Anſehens des Präſtdenten bei der 
Majorität, dagegen die Verſöhnung der letztern mit dem Kabinet, welches 
ſich durchaus verfühnlich gezeigt hat. Die fanatiſchſten Gegner von Du⸗ 
faure und Paſſy find freilich nicht beruhigt, aber ihr Unwillen wird zu 
Nichts führen, es werden beſonders die ſo lange angekündigten Interpella⸗ 
tionen über die Beamten republikaniſcher Geſinnung wohl unterbleiben. 
Wie jetzt die Sachen ſtehen, wird nur eine Veränderung im Miniſterium 
nöthig ſein, nämlich in Bezug auf Falloux, welchem die Aerzte unbe⸗ 
dingte Ruhe auf lange Zeit verordnet haben, und welcher aus dieſem 

Grunde, aus dieſem allein ſein Portefeuille niederlegen wird. Natürlich 
iſt ſchon wieder von fo. und fo vielen Nachfolgern die Rede, aber vorzüg⸗ 
lich werden Graf Beug not und Vatimesnil genannt. Wir glauben 
an die Wahl des Letzteren deshalb nicht, weil der Präſident gerade für 
das geiſtliche Departement ſchwerlich einen Mann wählen wird, deſſen 
Name der ganzen legitimiſtiſchen und katholiſchen Partei wegen der Or⸗ 
donnanzen von 1828 in Bezug auf, die kleinen geiſtlichen Seminare miß⸗ 
liebig iſt. Beug not dagegen, welcher fo eben die Anſichten der Majo⸗ 
rität in Bezug auf die Unterrichts⸗Frage in dem Bericht niederzulegen 
hatte, würde ſich zum Miniſter wohl eignen, da er auch perſönlich ſehr 
beliebt und geehrt iſt. Nur ſchienen ihn bisher ſeine Neigungen immer 
von der Regierungslaufbahn fern zu halten. Auch von Herrn von Cor: 
elles iſt die Rede, aber da es mit deſſen Geſundheit nicht viel 69 
ſteht, als mit der von Falloux, ſo dürfte er ſchwerlich eintreten. 2) 
dererſeits meint man, der Präſident würde das bonapartiſtiſche Element 
im Miniſterium verſtärken wollen, aber er wird ſich die Luſt dazu wohl 
vergehen laſſen müſſen; wenn man in dieſer Beziehung auch den Prinz 
de la Moskowa nennt, ſo beweiſt das eben, daß für gewiſſe Neuigkeits⸗ 
Kommiſſiouaire keine Albernheit zu groß iſt, daß fie ſich nicht damit fan⸗ 
60 ließen. Wollte übrigens der Präſident auch unbeſonnen ſein, es würde 
etzt ſchwerlich angehen; ſeine Geldverlegenheit und zu erwartenden Geld⸗ 
forderungen hindern ihn, ſich mit der Majorität zu überwerfen. Wir ‚ber 
richteten neulich, daß unter denen, welche ihn zur Mäßigung ermahnt hat⸗ 
ten, auch Perfigny geweſen fer. Ueber deſſen geheime Sendung zirkulirt 
nun folgendes Gerücht: Er wäre beauftragt geweſen, in Wien die Aus⸗ 
lieferung des Leichnams des Herzogs von Reichsſtadt zu erbitten, in⸗ 
dem Bonaparte vorhatte, denſelben am 15. Dezember, dem Jahrestage 
der Translation der napoleoniſchen Aſche, in feierlichem Zuge von Mar⸗ 
ſeille aus nach Paris transportiren zu laſſen, um dabei der Begeiſterung 
der Bevölkerung Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. Die Freude iſt 
ihm aber durch das wiener Kabinet verdorben worden, da der Kaiſer die 
Leiche ſeines Verwandten, „eines öſterreichiſchen Erzherzogs“, nicht herge⸗ 
ben wollte. — Bonaparte ſetzt ſeine Rundfahrten in Faubourg St. An⸗ 
tonie fort, ohne daß ſie viel Aufſehen machen. 

„„ Paris, 24. Oktober. Die Regierung ſoll über den Empfang des 
türkiſchen Botſchafters in Petersburg Depeſchen erhalten haben, welche dar⸗ 
über keinen Zweifel laſſen ſollen, daß die türkiſch⸗ ruſſiſchen Conferenzen 
frieplich gelöſt werden. 

„. Man erfährt aus zuverläſſiger Quelle, daß der General 
14400 zum Oberbefehlshaber der Armee in Rom ernannt 

orden i 


er Eine telegraphiſche Depeſche aus Metz zeigt an, daß die wegen 


+ Ir 


des Juni - Complotts in Straßburg Angeklagten von dem Geſchwornenge⸗ 
richt zu Metz freigeſprochen worden find. 


— Seit 9 Monaten iſt geſtern zum erſten Mal in den mediziniſchen 


e kein Bericht über die Cholera enthalten. Sie hat alſo völlig 
aufgehört. 511 

— Prozeß von Verſailles. (Sitzung vom 23. Oktober.) Die 
geſtrige Sitzung war wieder ſehr leidenſchaftlich bewegt. Ein Zeuge ſagte 
aus, er habe am 13. Juni auf die Nachricht, daß Volksvertreter ſich im 
Konſervatorium der Künſte und Gewerbe befänden, geäußert: „Das ſind 
keine Volksvertreter. Der Platz der Volksvertreter iſt in der National⸗ 
Verſammlung. Diejenigen, die im Konſervatorium ſitzen, find Elende.“ 
Bei dieſem Wort erheben ſich die Angeklagten mit größter Entrüſtung und 
fragen, ob es geſtattet ſei, ſie auf den Bänken der Anklage zu beleidigen. 
Der Präſident erwidert, 
deponirt, was er 


den Angeklagten Chipron anfaſſen. Dieſer fährt ihn mit den Worten an: 
Ich verbiete Ihnen, mich zu berühren. Die Offiziere und die Advokaten 
mengen ſich darein. Michel (von Bourges) ſagt zum Kommandanten der 


Departemental⸗Gensd'armerie: „Ich ſpreche nicht mit Ihnen, Gensd'arm!“ E ange 
eines neuen Miniſteriums ua — Nach einer Privat⸗Correſpondenz 


Die Gensd'armerie - Offiziere äußern ſich ſehr entrüftet über die ihrem 


Kommandeur angethane as Kurz, die Aufregung, der Tumult 


iſt grenzenlos. Nach Wiederaufnahme der Sitzung wird das Zeugenver⸗ 


hör fortgeſetzt. Ein Angeklagter ruft einem Zeugen, dem Kapitain von 
13. Juni die Barrikade am Konſervatorium 


der Nationalgarde, der am 
mit dem Bajonett nahm und jetzt behauptet, 
ſammelten Perſonen hätten mit denen, die auf die 
gemeinſchaftliche Sache gemacht, mit Heftigkeit zu, daß er lüge. Auf ſeine 


die im Konſervatorium ver⸗ 


Weigerung, dies Wort zu widerrufen, wird er ſofort wegen Beleidigung 
eines Zeugen zu drei Monaten Gefängniß und 100 Franken Geldbuße 
verurtheilt. a 


Paris, 25. Oktober. (Geſetzgebende Verſammlung.) Vorſitzender 
Daru, Vicepräſident. — Nach Erledigung einiger Geſetzentwürfe von lo⸗ 


kalem Jutereſſe wird zur Berathung des Creton ſchen Antrags auf Rück⸗ 


berufung der Bourbonen geſchritten. Creton ſpricht für ſeinen Antrag 
im Namen der Gerechtigkeit und Menſchlichkeit, dem Gutachten des Aus- 
chuſſes entgegen, der für den Augenblick die Berückſichtigung uicht empfiehlt. 

nter allgemeiner Aufmerkſamkeit beſteigt Berryer die Tribüne: Ich be⸗ 
ſtreite den Antrag auf Aufhebung der Verbannungsgeſetze gegen die Bour⸗ 
bonen, obſchon ich ſtets die Verbannungsgefege mißbilligt habe. Allein ich 
werde zeigen, daß der Cretonſche Antrag für die inkereſſirten Perſonen 
durchaus nicht ernſtlich gemeint iſt. Glauben Sie, daß ein einziges Mit⸗ 
glied der Bourboniſchen Familie nach Frankreich zurückkehren wird, um 


der Zeuge habe fie nicht beleidigt, ſondern nur S: 
am 13. Juni geſagt habe, und er könne alſo nichts thun. Sitzung 5% Uhr. 


Die Sitzung wird ſuspendirt. Allein beim Hinausgehen will ein Gensd'arm 


Nationalgarde ſchoſſen, 


neral Balboa, 
Co lombi, Aeußeres; . 


eine Thatſache fei, gegen die ſich nicht ſtreiten laſſe. — Es wird 900 
mentlichen Abſtimmung geſchritten. Für den Cretonſchen 1 0 . 
für Rückberufung der verbaunten Bourbonen ergeben ſich 103 Stimmen 
dagegen 484. (Lebhafte Senſation.) — Hierauf bringt die Tagesord! 
nung den Vorſchlag Napoleon Bonapartes zur Abſchaffung des Depor⸗ 
tations⸗ Dekrets der Conſtituirenden gegen die nicht abgeurtheilten 
Juni⸗Inſurgenten. Lagrange verlangt den Aufſchub der Diskuſſion, bis 
er eine Denkſchrift der Inſurgenten über ihre Behandlung habe drucken 
laſſen. Er verlieſt die ziemlich lange Denkſchrift unter großer Unauf- 
merkſamkeit von Seiten der Rechten. Bourzat (von der Montagne 
ſpricht im Sinne des Antrags und hebt den Unterſchied zwiſchen politiſchen 
und gemeinen Verbrechen hervor. Auf Dufaure's Bemerkung, daß er 
auf verleumderiſche Angaben in der Denkſchrift ausführlich antworten 
müſſe, wird die fernere Verhandlung auf morgen vertagt. — Schluß der 


i i panien. ä 
Die Madrider Journale vom 19. Oktober bringen die überraſchende 


Nachricht, daß das ganze ſpaniſche Miniſterium am 18. Abend ſeine Ent 
laſſung in die Hände der Königin niedergelegt hat. Die Königin hat dit 


Entlaſſung auch angenommen und den General Cleonard mit der Bildung 


vom 19. ſoll die Entlaſſung des Miniſteriums durch den Gemahl der Rd: 
nigin veranlaßt worden ſein. Derſelbe forderte nämlich die Königin brief: 
lich auf, ſich den Klauen des Generals Narvgez und feiner Kollegen zu 
entziehen. Die Königin ſetzte durch ihren Haushofmeiſter das Münte 
rium von dem Vorgefallenen in Kenntuiß, worauf alsbald das ganze Mi⸗ 
niſterium ſeine Entlaſſung gab. Das neue Miniſterium, welches Cleon ard 
gebildet hat, iſt folgendermaßen zuſammengeſetzt: Cleonard, Krieg; Ge. 
Inneres; Arm eſta, 1 Maurera, Juſtiz; Graf 

arine; dieſe letzt Genannten ſind 


beide abweſend, der eine befindet ſich als Geſandter in Liſſabon, der zweite 


r 


vel gegenwärtig eine ſpaniſche Flotte in Italien. Jener Brief ſagt 
em 


iniſterium ein Falliren im voraus, und hierin hat derſelbe nicht 
Unrecht gehabt, da nach einem Brief vom 20. das Miuiſterium Naroat 
die Direktion der Geſchäfte wieder in die Hand genommen hat. — Na 
den neuſten telegraphiſchen Depeſchen vom 23. iſt das Miniſterium Nar 


ſein Amt angetreten. 
Seiner Wworse vom 27. Octbr. \ 
Inländische Fonds, Pfandbrief-, Kommunal-Papiere und 
Geld- Course. 


vaez definitiv entlaffen und das neue Miniſterium Cle onard hal 


ſeine Rechte als einfacher Bürger auszuüben? Gewiß nicht! Auch kann ec TSRTIEONNINIEN oem. ius fuss, Brief Geld, | gen 
man nicht ſagen, daß die Geſetze gegen die Bourbonen jetzt noch verwerf⸗ 3 a er hr e 1 8 renm. Pub. f 95? — 

liche Verbannungsgeſetze ſeien. Denn es iſt das Prinzip der gegenwärtigen ee . 37 96 95% 
Regierung, welches den Bourbonen das franzöſiſche Gebiet unterſage. Das | x. A n. Sehlde. 27 862. 55 e 4. e 
Wahlprinzip iſt mit dem erblichen Prinzip abſolut unverträglich. Jenes | Kerl. Stadt- bl.“ 5 10% % „ F. een eee e 
Prinzip iſt es, das die beiden Zweige der bourboniſchen Familie von un- | Westpr. Pfübr. 34 89% 89 | EIER „ 
ſerem Gebiete ausſchließt. Es wäre beleidigend und graufam gegen das | erosl. Posen de.] 4 — | 99% Priedrlehrd’or, |—ı 13241374 
Unglück, den Abkömmlingen der älteſten Könige von Frankreich ihre Be⸗ do, de. 37 90 — | an, 123 121 
deutung, die ei an 165 f rauben . Set IR Oarbr. Pfandbr. 34 — — Dinconto ar cl 

ein Prinz dieſer Familie unter dieſen Umſtänden zurückkehren und ſich um 8 9 7 E 

eur im Staate, vielleicht um die Prafiventfehaft der Republik, Ausländische ‚Konos. 
bewerben wollte, was ihm gewiß die Geringſchätzung aller derer zuziehen ] Muss Hab. Ger. 5. | — Poln. ueue Pfähr. 4 1 

würde, die ihr Leben lang ihrer Ueberzeugung treu geblieben find, fo würde | dom eve 1 5 — — de, Part. 30) El.] 4 814 81 

dies nur neue Verwirrung, neue Zwiſtigkeiten in unſerem vielgeprüften 425 arb 4 1 | 0. de. 40 % 2 
Vaterlande erzeugen. Der Vorſchlag iſt daher unnütz, unwirkſam, die Er 90 z 1 — 125 ö e Ai e mo 
Wahrheit beleidigend und er trägt in ſich den Keim von Unordnung. ZI ri 1700 5 1051 liste e lee 85 — 
bekämpfe ihn ferner, weil er beſtimmt iſt, den Zwieſpalt in die Mafo⸗ | ao Foln.Sehatze 4 804 80 Ka b e 2 zu ann) 
rität zu werfen, die ſich aus allen Parteien gebildet hat, um die gemein- a0. 40. Cent. L.A. 5 93 927 Sad. 45, b Fr. ee] Ta | 
ſchaftliche Gefahr, die Auflöſung der Geſellſchaft zu bekämpfen.] ae. L. u. 20 El. — 177 — M. Rad. do: 25 Fl. — 182 — 
(Lebhafter b W ben ee, 1 Aike 80 er Fabr. 8. -d. 4 |=- 5 | 

bin für den Vorſchlag; denn er iſt, der re der bourboniſchen Fa⸗ 5715 5 

mile nig zuwider. Würden ſonſt die Prinzen Joinoille und Aumale Eisenbahn-Actien. 

es verlangen, ‚4 der 2 EN d zu ab Af iet en e “= 

ühlen ſich die Mitglieder der bonapartiſchen Familie, die doch auch aner es 8 
192 5 Wa entehr. hier auf dieſen Bänken als unſere Kollegen neben eee Tages- Cours. Nriorit.-Astien f reger con 
uns zu ſitzen? (Eine Stimme rechts: „Der Prinz vom Berge.“ — 88 . } j 
Napoleon Bonaparte ſitzt auf den Bänken der Montagne.) Auch ſehe ich nicht 77 0 

ein, wieſo der Antrag etwas Unwirkſames verlangt. Allerdings ſchließen ſich 15 el A.B 4 24a ba. Berl⸗ Anhalt 4003 bz. 

das erbliche und das Wahlprinzip aus. Allein ſollen darum die Familien, die . See S el 4 2103 hi: 2 Kur AR ; 41 5 

jenes Prinzip repärſentirt haben, nicht bei uns leben dürfen? Haben denn do! Potsd.-Magdehe.\| 4 — 64 5 ONE 4 5 5 

die Bourbonen das Volk aus Frankreich verbannt, weil fie das Prinzip der | AMaga.-Halberstade 4 70 — Ac ede EHEN BT 4 1070 
Volksſouverainetät nicht anerkaunten? Ich votire für den Antrag, und das do. Leipsigen » . 40 — Magdb.-Leipaiger lic e 
Land wird fehen, wer von uns, während er ſich laut für die Repubik erklärt hat, malle. Thüringer: 4267 ba. Halle-Thüringer . 41 97} er 
noch geheime Hoffnungen auf eine monarchiſche Reſtauration, hegt, zu deren Wa Ak 637 — 941 baus. ÜsleMinden . . . 1441998 6. 
Gunſten er das Prinzip der Erblichkeit nicht verwiſcht wiſſen will, und re J e Bholn, v. Btant gr.. 3 — 

wer es ehrlich mit der Republik meint. — Dufaure, Miniſter des ar ee e024 An — iS BE 11 

nern, widerſetzt ſich dem Antrag blos der öffentlichen Ruhe und der augen! Steele-Wobwinkel. 9236 Bi D dle rind RA tO B. 
blicklichen Umſtände halber, und hofft, daß die Regierung bald ſelbſt die ] Niedersehl. Märklsch., 33 u 8 e N 
Aufhebung der Verbannungsgeſetze gegen Staatsbürger beantragen könne, do. Zwelgbabn 4 ar de, do: 5 1021 B 

egen die gar kein geſetzlicher Grund zur Verbannung vorhanden geweſen | Uberschles, Lit. 4 346 100 f B. 40 int. Ser 5100 6. 

ei. (Die ziemlich wegwerfende Art, mit der der Miniſter Dufaure von 0. Lite. B.. 3631033 B. de. Zweigbahn . 4380 & 

55 monarchiſchen Prätentionen der Bourbonen ſpricht, erregt das Miß⸗ d A de. do. 5089 8 

fallen der Rechten und den Beifall der Linken.) Napoleon Bonaparte | 5, ee en 4— 1 5 Al 

ſpricht feine Zufriedenheit aus, daß Berryer die geheimen Gedanken der mersinch-Aärkisehe + 4 — 64365 ba ug. gele- Vohw Hr 5 
Legitimiſten, den Abſolutismus gegenüber der Volksſouverainetät laut aus: Sdargard.Posen . 33 50 baus, eee Rn. 
geſprochen habe. Daß die Rückberufung der Bourbonen als einfacher BriegrNeisse +... - 1-83 a 84 bz. . 
Bürger nichts beleidigendes für dieſelben enthalte, würden die am 19. r DE 

Mai 1848 von den 1 von Joinville, Aumale und Nemours an die Bogen. E' Aetien, 

Konſtituirende gerichteten Briefe beweiſen, worin ſie gegen ihre Verban- | Berlin-Anhalt Lit. B. 4 = Ali ee 

nung proteſtiren und die National-Souverainetät förmlich anerkennen, Magdeb,-Wittenberg | 460 — ee e 1 == 

(Der Ausdruck: „junge Leute, die immer ihre Schuldigkeit gethan haben, Aschen-Mastrieht . . 430 — Chemnits-Bian „u... 4 

auf die Prinzen bezüglich, ruft das Murren der Rechten hervor.) Napo⸗ | Thür. Verbind- Bahn 420 — Bächsiseh-Bayerinche „| 4 

leon Bonaparte beruft ſich auf fein eigenes 25jähriges Exil, um die Pein⸗ ausi, @uitige.- Kiel- Altos 47 B. 
lichkeit und Nutzloſigkeit der Verbannungsgeſetze zu beweiſen. Er ſchließt Bogen. F 4 — 

mit den Worten: Das Land wird jetzt wiſſen, daß die Rechte Prätenden⸗ | Tudw.-Benbach 24 Hl. — eee 4353 B. 
ten nöthig hat, während wir nichts als Staatsbürger wollen! — Berrper | Pesther 26 Fl. 490 — ' 
wiederholt, daß die Unverträglichkeit zwiſchen der Rückkehr der Söhne der | Eried.-Wilb.-Nordb. | 4190527 a 535 ba. R 
Monarchie und der Conſtituirung einer Republik im Schooße Frankreichs Beilage. 


Montag. den 29. Oktober 1849. 3 8 eee 


Und zumal da bei dem Geiſt, der in den Gebildeten der Nation herrſcht, 
und die auf die Dauer doch immer die Führer auch des Volkes in dem 
Maaße ſind, der Buchſtabe der Faſſung einzelner Paragraphen wenigſteus 
nicht die Hauptſache iſt. 18 5 11 

„— Die bereits erwähnten Geſetzentwürfe zum Schutz der perſönlichen 
Freiheit und die Stellung unter beſonderer Polizeiaufſicht betreffend, ‚find 
ausgegeben. Erſteres enthält 12 SS. Die Verhaftung darf nur Kraft 
eines ſchriftlichen richterlichen Befehls erfolgen. Die vorläufige Ergrei⸗ 
fung und Feſtnahme kann ohne richterlichen Befehl erfolgen 1) bei Er⸗ 
Tat auf friiher That, 2) wenn fpätere Umſtande eine Perſon der 

hat und zugleich der Flucht verdächtigen. Außerdem können Perſonen 
um ihrer eigenen oder der öffentlichen Sicherheit willen in polizeiliche 
Verwahrung genommen werden. Mit Rückſicht auf die vorgenannten 
Zwecke und aus anderen Gründen des 10 Wohles und Dienſtes 
iſt Eindringen in die Wohnungen zur Nachtzeit geſtattet. Das Geſetz 
vom 24. September wird aufgehoben. — Das zweite Geſetz enthält 8 88. 
und verordnet bei Verurtheilung wegen Hoch⸗ und Landesverrath, außer⸗ 
dem wegen einer Reihe gemeiner Verbrechen die e 8 3 ? 

! 1: g. f 

— Wie wir hören, iſt der Antrag wegen Ertheilung des Ehrenbürger ⸗ 
rechts für den Minifter-Präfidenten Grafen Brandenburg nunmehr am 
Donnerſtag in einer nicht öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten Ver⸗ 
ſammlung erledigt worden. Die Verſammlung hat, um jede Veranlaſſun 
zu politiſchen Parteiſtreitigkeiten in ihrer Mitte und zur Zwietracht in der 
Bürgerſchaft zu vermeiden, nach dem Vorſchlage ihrer Deputation den 
Gegenſtand gar nicht zur Diskuſſion geſtellt, ſondern iſt ſofort zur Abſtim⸗ 
mung über einen von der Deputation vorgelegten Entwurf zu einem Ant- 
wortſchreiben an den Antragſteller geſchritten. Der Entwurf iſt mit einer 
an Einſtimmigkeit gränzenden Majorität angenommen worden, und lautet 
danach das Schreiben: ! . 1 . 

„Ew. Wohlgeboren haben der Stadtverordneten ⸗Verſammlung ein 
zahlreich unterſtütztes Geſuch um Verleihung des Ehrenbürgerrechts für den 
Miniſter⸗Präſidenten Herrn Grafen v. Brandenburg zugefertigt. Wir 
theilen mit den Herren Anutragſtellern das regſte Intereſſe und den leb⸗ 
hafteſten Wunſch für das Wohlergehen unſerer Mitbürger, ſo wie die per- 
ſbuliche Hochachtung für Charakter und Verdienſte des Grafen Branden ⸗ 
burg. Wir können jedoch zugleich die Beſorgniß nicht verhehlen, daß ein 
Beſchluß über dieſen Gegenſtand — ſelbſt wider den Willen der Herren 
Antragsteller — den Charakter eines allgemeinen politiſchen Urtheils und 
den unvermeidlichen Schein einer Demonſtration annehmen würde. Im 
eigenen Sinne des hochſtehenden Mannes, im Intereſſe des Friedens und 
der Eintracht und im Sinne der Bürgerſchaft, haben wir daher wohl zu 
thun geglaubt, jenen Antrag nicht zur Debatte zu ſtellen, ſo ſehr wir auch 
ſonſt bereit fein, werden, den Wünſchen unſerer achtbaren Mitbürger in 
jeder Weite entgegenzukommen.“ 0 ; 

— Mehrere Zeitungen ſprechen davon, daß die Prinzeſſin von 
Preußen den Winter mit dem Prinzen am Rhein zubringen werde, und 
es wäre bereits der Hofſtaat bezeichnet, welcher fie begleiten werde. 
Sicherem Vernehmen nach iſt über dieſen Plan jedoch durchaus noch nichts“ 
beſtimmt. Die Prinzeſſin iſt zur Zeit. immer noch leidend in Fölge der 
Fiberanfälle, an welchem fie den Herbſt über gelitten hat. Der Ort, an 
welchem der Prinz ſeine Reſidenz während des Winters nehmen wird, ſoll 
noch nicht definitiv beſtimmt ſein; indeß iſt es wahrſcheinlich, daß Koblenz 
der Sitz des Hauptquartiers werden wird. Die Aus dehnung der Stllung, 
welche dem Prinzen zugewieſen iſt, würde jedoch auch ſeine öftere An⸗ 
weſenheit an anderen Orten im weſtlichen Deutſchland bedingen. i 

„— Auf eine höchſt wichtige neue Erfindung, die ſich bei genauer 
Prüfung ſchon vielfach bewährt hat, wird ein Patent ertheilt werden. Die 
Erfindung betrifft Torf in Coaks zu verwandeln. Mehrere in der Nähe 
von Berlin befindliche große Torflager ſollen zur Bereitung des Coaks aus 

Torf verwendet werden. u 

— Der gegenwärtige Michaells Meß ⸗Katalog enthält 4192 neue 
Werke. Die Grundrechte, die frankfurter und die oktroyirte Reichsver⸗ 
faſſung, die Wechſelordnung, die Zuſtände in Schleswi Holſten, Ungarn 
und Baden haben vorzugsweiſe den Stoff hergeben müſſen. Der Katalog 
enthält daher unten Anderem 36 Entwürfe verſchiedener neuer Geſetze, 8 
Ausgaben und 14 Beſprechungen der Grundrechte, 31 Ausgaben der Reichs⸗ 
verfaſſung nebſt 57 verſchiedenen Broſchüren darüber, 16 Ausgaben der 


Deutſchland. 
Berlin, 26. Oktober. (Das Salzmo nopol.) So mächtige 955 
ner hat das Salzmonopol in neuerer Zeit gefunden, 1 8 ſchon vor me 
reren Jahren ſelbſt ein Prinz unſeres Königshauſes mit Beziehung auf das 
Salzmonopol energiſch proklamixte: 5 5 
Die Zeit der Monopole iſt vorbei!“ 1 0 
Es war dies am erſten Vereinigten Landtage zu Berlin. Graf von 
Dohrn ſprach damals in den wärmſten beredteſten Worten für die endliche 
Freiheit des Salzhandels und wahrhaftig der Graf hatte Recht. 
Jetzt hat man die Haſenjagd überall frei gegeben. Ich meine, die Frei⸗ 
eit des Salzhandels wäre wichtiger geweſen. Unſer Staat zählt 16 Mil- 
lionen Einwohner. Dieſelben beſitzen einen Viehſtand von 1%, Millionen 
Pferden, 5, Mill. Rindvieh, 7 Mill. Schafe. Die Stückzahl des Borſten⸗ 
siehe iſt nicht genau bekannt. Der Salzverbrauch der Menſchen ist jähr⸗ 
lich 16 Mill. Portionen Salz zu 15 bis 16 Pfd. Der Viehſtand“) ſollte 
jährlich verbrauchen etwa 50 Mill. Portionen Salz zu 15 bis 16 Pfund. 
Jetzt erhält der Viehſtand ſtatt je 100 Pfd. Salz kaum etwa über ein 
fund Salz. 10% { 
nn 11195 annehmen könnte, daß ſich bei freiem Salzhandel und bei 
einer ermäßigten Steuer der Salzverbrauch im Innern ‚auf. fein natürli⸗ 
ches Maß ſtellte, d. h. vervierfacht, wie ſolches in England allerdings ſtatt 
hatte, fo könnte man ſelbſt mit Nutzen für die Staatskaſſen die Salzſteuer 
auf Y, des jetzigen Betrages herabſetzen, die Erſparniſſe an den Verwal⸗ 
tungskoſten würden den öffentlichen Kaſſen allein zu gut kommen. Das 
anze Land aber würde gewinnen durch die freie Concurrenz aller Salz ⸗ 
fabrikanten durch beſſeres Fabrikat, wohlfeilere Preiſe, Freiheit in der 
Wahl der Bezugsorte und Aufleben des Salzhandels. 13 
Die Landwirthſchaft, die Viehzucht, dieſe äͤlteſten, ausgebreitetſten, 
dieſe wichtigſten unter den Gewerben, gewinnen bei reichlicher Salzung der 
Fluren und der Nutzthiere weit mehr, als früher im Allgemeinen anerkannt 
wurde. Eine blühende Landwirthſchaft und reiche Viehzucht bedingen den 
Wohlſtand eines Landes ſehr weſentlich. Wer durch das Mittel der 
Salzſchmälerung oder der Salzentziehung die Fluren und die Heerden rui⸗ 
niren hilft, der fördert nicht die Steuerfähigkeit eines Landes, ſondern er 
efährdet ſie. 2 5 
ei 30 dei recht gut, daß die öffentlichen Kaſſen gerade jetzt keinen 
Steuerausfall vertragen können. Allein dieſe öffentlichen Kaſſen haben ja 
ohnedies keinen Pfennig Nutzen von denjenigen 742 Millionen Pfd. Salz, 
welche dem Viehſtaude in unſerm Staate allein gar nicht verabreicht wer⸗ 
den, hauptſächlich in Folge des Monopols. ö 
Die Salzſteuer iſt es nicht, was wie ein Alp auf dem Lande laſtet, 
Das 1 Monopol + iſt es, was den Kleinhandel mit Salz total vernichtet 
at, was mit ſeinen Formalitäten und Beſchränkungen, die naturgemäße 
Veimittelung zwiſchen Salzkonſumtion und Salzproduktion meiſt faktiſch 
annullirt. 4 
Sonſt waren die Salzfuhrleute fat wöchentlich oder doch alle 14 
Tage in unſern Dörfern. Sie trieben einen einfachen, durchaus naturge⸗ 
mäßen Tanſähan del Sie gaben Salz und nahmen Geld oder Feld⸗ 
rüchte, wie es eben kam, Es war das goldene Zeitalter der Nutzthiere, 
dieſes Zeitalter — Jetzt? ! 2... Keine Spur davon! Zahllos und un⸗ 
abſehbar find die Nachtheile, welche dem Lande und dem Salzmonopol er⸗ 
wachſen. Die öffentlichen Kaſſen haben weniger Einnahme, der Zwangs⸗ 
kauf vermindert den Verbrauch, die ausgedehnte Administration koſtet 
Geld. n 
Der Kleinhandel mit Salz, dieſer naturgemaͤße Danse im Bin⸗ 
nenlande iſt total, iſt mit Rumpf und Stumpf aus dem Volksleben ge⸗ 
ſtrichen und damit haben wir ein Stück Proletariat mehr. 
Der Dünger, dieſe ultima ratio der Landwirthſchaft wird ſalzarm, d. 
h. ſchlechter. Die Gräſer und Halme der Fluren, beſonders die Futter⸗ 
kräuter mögen Zeugniß geben von den unausbleiblichen Folgen. ö 
Der Viehſtand des ganzen Landes wird durch die Salzentziehung, dieſe 
langſame, dieſe fürchterlichſt ealler Thierquälereien, ſyſtematiſch verkümmert. 
Verkümmert vom Embryo bis tief in die folgenden Generationen hinein. 
Weniger und weniger 405 Fleiſch, eine mürbere Haut des Thieres 
mit Hungerhaaren darauf, ſtatt mit einem Haarwuchſe voll Glanz und 
Elaftizität, Klauenſeuche ſtatt Kern im Horne, Siechthum ſtatt ſtrotzender 
3 kueche e en lle der Salz 1 
as ſind die furchtbaren, die unausbleiblichen Folgen der Salzentzie 9 n I 1 . 5 
bei Landwirthſchaft und Viehzucht. Das reichſte Kanaan müßte bei ſolch e e e eee 8 8 ) 
anhaltenden Verwüſtungen zuletzt ruinirt werben. Die Woge der Civiliu⸗ 1 f . 
ſation läßt eine Wüſte hinter ſich, träumt der Romantiker auf den Trüm⸗ 
mern von Babylon. Man konnte auch ſagen: Staatseinrichtungen, welche 
im unterſten Fundamente, in dem Hauptgrundgedanken verkehrt find, welche 
Tag und Nacht an den Grundelementen des Landes wohlſtandes verderbend 
nagen, müſſen im Verlaufe von Jahrhunderten ſelbſt auf die geſegnetſten 
Leute einen verwüſtenden Einfluß üben. 3 
Und wo bleibt nachher, wo bleibt dann die Steuerfähigkeit des Lan⸗ 
des 2] Glücklicher Weiſe hat jetzt das Salzmonopol keine Freunde mehr. 
Es hat keine Freunde mehr vom Throne bis zum Schemel, keine Freunde 
mehr vom Palaſt bis zur Hütte. 
Das Salzmonopol, ich ſpreche zunächſt vom Monopol, weniger von 
der Steuer, — wird fallen, denn „die Zeit der Monopole iſt Pl 
(P. C. 


* „ 


Berlin, 27. Oktober. Die „Voſſ. Ztg.“ läßt ſich aus Heidelberg melden, 
daß der Erzherzog Johann einen Abgeſandten nach Karlsruhe geſandt habe, um 
wegen der über Gebühr verlängerten Standgerichte in Baden Einſprache zu thun. 
Uns iſt nicht bekannt, daß das Großherzogl. badiſche Gouvernement mit dem Erz⸗ 
herzog Johann von Oeſterreich in ſolchen Beziehungen ſtände, daß man für eine 
derartige Einſprache Beruf oder Erfolg annehmen könnte. Wir vermuthen daher, 
daß der Heidelberger Coxrreſpondent nur die Länder . hat, da innere 
Gründe eher dafür ſprechen, daß der Erzherzog eine ſolche Theilnahme den Vor- 
gängen in ſeinem engeren Vaterlande zugewendet hat; das, was der Korreſpon⸗ 
dent irrthümlich über Baden berichtet, mag mit dem Gerüchte in Verbindung 
ſtehen, daß der Erzherzog eine lebhafte Einſprache gegen die Hinrichtung des 
Grafen Bathyanpi, Minifter = Präfoenten: unter dem Palatinat des Erzherzogs 
Stephan, erhoben habe. Dies würde uns, wenigſtens vom allgemein menſchlichen 
Standpunkte aus betrachtet, weit natürlicher und näher liegend erſchienen ſein. — 
Da andere Zeitungen etwas Aehnliches bereits angedeutet haben, ſo vermuthen 
wir, daß der Korreſpondent der „Voſſiſchen Zeitung“ nur das Kabinet verwechſelt 
hat, bei welchem der Erzherzog ſeine Fürſprache eingelegt haben mag. In der 
Sache ſelbſt haben wir bereits vor mehreren Tagen berichtet, daß die Groß herz. 

badiſche Regierung aus eigenem Antriebe beſchloſſen hat, von jetzt ab keine ſtand⸗ 
rechtlichen Todesurtheile mehr zu beſtätigen. (C. C.) 

— Dem Vernehmen nach iſt man jetzt aufs Neue beſchäftigt, die Anſtifter 
des Brandes der Eiſengießerei und Artillerte⸗Wagenhäufer in der Nacht vom 18. 
gem 19. März zu ermitteln, weil man die Handlung als ein gemeines Verbrechen 

etrachtet, welches in der Amneſtie nicht einbegriffen At. N 


Königsberg, 24. Oktober. Vorgeſtern, Abends egen 10 Uhr, 
wurde von einigen hieſigen Demokraten dem im Gefängniſſe ſitzenden Or. 


Berlin, 27. Oktober. Leider ſtellen ſich, wie die ehrenhafteſten Mit⸗ 
glieder der Kammern dies bekunden, die Parteien in denſelben einander im⸗ 
mer ſchroffer gegenüber, Die §8. 108. und 105. find die Haupt⸗Zank⸗ 
Aepfel, um die der Streit ſich dreht. Traurig wäre es, wenn man aus 
am Gebiet der beſonnenen Beurtheilung und Erwägung, das allein den 

ammern geziemt, in das der Erhitzung und Leidenſchaft übergehen ſollte. 


) 1 Pferd 6 Portionen, 1 Rindvieh 5 Port., f 5 % N | 
u l s l n an anne me 
eh ill. Pfd. Salz ſtatt 750 Mill. Pfd., laut offizi itthei⸗ 

lung am Erſtrn Vereinigten Landiag. * 1 s 


akoby zu Ehren ein Fackelzug improviſirt. Derſelbe kam in einem Lokale 
1 1 Dh zu Stande und bewegte ſich von hier nach dem Inquiſito⸗ 
riatsgefängniſſe, in welchem Jakobi ſitzt. Da es ſchon ſo ſpät war und 
auch nur wenige (wie es ſchien blos Eingeweihte) von dem Aufzuge etwas 
wußten, ſo erregte die ganze Demonſtration wenig Aufſehen. Etwa 10— 
12 Perſonen trugen Fackeln und Stocklaternen und noch 1015 andere 
Leute vergrößerten den Zug. Vor dem Gefängniſſe brachte man einige 
Hochs auf den Gefangenen aus, worauf ſich denn bald die kleine Menge 
verlief. Wie man hört ſoll dieſe kleine Oſtentation von Mitgliedern der 
ſtädtiſchen Reſſource, welche gerade am gedachten Tage ihre gewöhnliche 
Sitzung hatte, angeregt ſein. (P.⸗M.) 


Neiſſe, 20. Oktober. In dem nahen Dorfe Weitzenberg ereignete 
ſich geſtern wieder einer jener Unglücksfälle mit Schießgewehren, die oft 
dageweſen, doch leider bei der großen Unvorſichtigkeit ſich immer wieder⸗ 
holen. Ein dem Bauer Schmidt zurück geſchickkes Jagdgewehr ſoll von 
einem bafelbft als Knecht dienenden Verwandten aufgehoben werden. Da 
ſpricht ein kleiner Knabe: „Ach Vetter knackt doch einmal! ( 
fetzt das Kupferhütchen auf, ſpannt den Hahn, hält auf die Stirn 
des Kindes und mit zerſchmettertem Haupte ſinkt es todt dahin. 

* | (Schleſ. Z.) 

Dresden, 23. Oktober. Das „Dresdner Journal enthält Folgen 
des: „Der Staatsminiſter von Zeſchau iſt geſtern Abend hier von Berlin 
eingetroffen. Die Wendung, welche die Verhandlungen des Verwaltungs 
Rakhes bezüglich der Einberufung eines Reichstages genommen, machte es 
für ihn, wie für den Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten unmöglich, 
ſich bei den noch ferner in Ausſicht ſtehenden Berathungen über dieſen 
Gegenſtand zu betheiligen. Herr d. Zeſchau hat ſich unter dieſen Um⸗ 
ſtänden darauf beſchränkt, in Gemeinſchaft mit dem Bevollmächtigten Han⸗ 
novers eine (geſtern mitgetheilte verwahrende Erklärung abzugeben. Zugleich 
bak derſelbe den Vorſitzenden des Verwaltungs⸗Rathes davon benachrich⸗ 
tigt, daß der Königlich ſächſiſche Geſchaftsträger zu Berlin beauftragt ſei, 
einſtweilen diejenigen Mittheilungen zu machen und entgegenzunehmen, zu 
welchen der Vertrag vom 26. Mai Anlaß geben dürfte, ſo wie auch ſo⸗ 
fortige Anzeige zu erſtatten, ſobald im gra blur 
ſtattfinden ſollten, welche die Theilnahme des ſaͤchſiſchen Bevollmächtigten 
vertragsmäßig erforderlich machten. 1 


Hamburg, 25. Oktober. Heute iſt hier abermals ein Bataillon preußiſcher 
Trupßen angelangt; morgen wird das dritte und letzte erwartet. Die Truppen 
ſehen auf Sonnabend, den 27ſten, ihrer Beförderung nach Rendsburg durch die 
Eiſenbahn entgegen. Wir hören übrigens wiederholt verſichern, daß ſie nicht zur 
Verſtärkung, ſondern zur Ablöſung der in Schleswig ftationirten wee f e 

i „fr, Pr. 


pen beſtimmt feien, 
Schweiz. 
Aus der Schweiz, 16. Oktober. 


ihrem Exile die heilſame Erfahrung, daß man in der Republik eben ſo ſtark, wenn 
nicht noch ſtärker arbeiten muß, ‚ale in monarchiſchen Staaten. Daß viele, na⸗ 
mentlich die verführken Inſurgenten, von der Republik eine ganz andere Vorſtel⸗ 
lung mit nach der Schweiz gebracht, geſtehen ſie offen ein, wobei ihnen natürlich 
ihre Führer bemerklich machen, daß die Schweiz h 
publik ſei. Es ift bemerkenswerth, daß gerade die beiden demokratiſchſten Kantone 
der Schweiz, nämlich Bern und Genf, außerordentliche Budgetsdefizits aufzuwei⸗ 


ſen haben, Beider Kantone Defizit überſteigt eine Million! Genfs Staatskaſſe 


Der Knecht 


Verwaltungsrathe Verhandlungen 


laſſen. 


Die deutſchen Republikaner machen in 


noch lange nicht die rechte Re⸗ 


Million entlehnt werden mußte. Die Folge hiervon war, daß viele Einleger ihre 
Gelder zurücknahmen. Die Verwaltung entſchuldigt das Manco damit, daß ſie 
behauptet, fie habe für 900,000 Schweizer-Franken außerordentliche Ausgaben 


gehabt. 


— Dr. Engelmann aus Breslau begiebt ſich in dieſen Tagen vom Genferſee 
aus, wo er zuletzt gelebt, nach Amerika. 

Zürich, 20. Oktober. Ein Hauptſtein des Anſtoßes iſt glücklich aus 
dem Wege geräumt, die Ablieferung des badiſchen Kriegsmaterials, und 
zwar verſichert eine aus der Kanzlei des Bundesrathes hervorgegangene 
Corr. der „N. Z. Z.“, daß die behauptete Einwirkung der franzöſiſchen 
Geſandtſchaft auf dieſe Ablieferung zu den vielen müßigen ee des 
Tages gehöre, Die Ablieferung des in Zürich befindlichen Materials ge⸗ 
ſchah am 15. und 16. unter ſchweizeriſcher Bedeckung; der das Detaſche⸗ 
ment kommandirende Offizier glaubte eine Einladung der preußiſchen Offi⸗ 
ziere ablehnen zu müſſen, doch vereinigte man ſich zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Mittagsmahle an der Gränze. Auf die Naivetät eines preußiſchen 
Lieutenants, der fragte, ob man denn die badiſchen Flüchtlinge und Sol. 
daten in Zürich frei herumgehen laſſe, ob man ſie in Geſellſchaften dulde 
u. ſ. w., wurde gebührend geantwortet. Die Koſten für Unterhalt und 
ie des Materials würden auf der Stelle in baaren 12,000 Frs. 
erichtet. . . 

— Von den neulich aus Raſtatt glücklich entkommenen 15 Gefan⸗ 
genen langten vor einigen Tagen 3 in Rorſchach (Kant. St. Gallen) an; 
nach ihren Berichten befanden ſie ſich die erſten Tage hindurch von allen 
Mitteln entblößt, fanden aber überall bei der Bevölkerung mit Leichtigkeit 
die Mittel zum Fortkommen, — ein Beweis, daß das neue Regiment noch 
nicht die tiefſten Wurzeln geſchlagen hat. 8 (D. R.) 


Bermiſchte Nachrichten. 


Kurheſſens Verbrauch an Kriegsminiſtern iſt maſſenhaft. Wie wenig aber 
auch dieſer Poſten geſucht wird, das zeigt folgende Anekdote. Als vor einiger 
Zeit Se. K. Hoheit auf der Sag den Oberſt⸗Lieutenant v. Urf darauf anredete, 
daß er das Kriegsminiſterium übernehmen möge, ſoll derſelbe geantwortet haben; 
„Ich? Lieber Steine klopfen!“ N 


— „Haben Sie geleſen,“ wurde A. Dumas gefragt, „wie donnernd 
Ihr Kollege Viktor Hugo wieder in der National⸗Verſammlung applaudirt 


worden iſt? Warum werden Sie nicht gleichfalls Deputirter?“ — „Weil 


ich es vorziehe,“ antwortete Dumas, „lieber im Theater applaudiren zu 
Wenn meine Stücke nicht mehr gefallen, wie die des Herrn Hugo, 
habe ich immer noch Zeit, ſelbſt Comödie zu ſpielen.“ 


Stadtverordneten ⸗Verſammlung. f 

Oeffentliche Sitzung am Dienſtag den 3often d. M., Nachmittags 5 ½½ Uhr, 

in der Aula des Gymnäſiums. Unter anderm: Erneuerter Antrag des Magiſtrats 
wegen Vertheilung der durch Erledigung einiger Beamtenſtellen vorgekommenen 
Gehaltserſpärniſſe. — Bewilligung von Torf für den Jakobi⸗Sparverein und den 
Militair-Frauen-Verein zu dem ermäßigten Preiſe von 2 Thlr pro Mille. — 
Antrag der Theater⸗Bau⸗Kommiſſion wegen Vergütung der Legungskoſten für die 
zweite Reihe Trottoir um den Rundbau des neuen Schauſpielhauſes. — Abnahme⸗ 


verhandlung über den Bau des Standbildes Friedrich Wilhelm III. — Exmäßi⸗ 


gung oder gänzlicher Erlaß des Hafengeldes von Schwefelſäure. — Bewilligung 
von Gratifikationen für ſtädtiſche Forſtbeamte. — Antrag der Armen » Direktion, 


die Sammlung bei Hochzeiten aufzuheben. — Bewilligung einer ferneren Untere 


leidet ſogar an einer ſolchen Leere, daß die Beſoldungen von Beamten, Lehrern 
und deswegen der Sparkaſſe eine 


und Seiſtlichen nicht bezahlt werden konnten, 


Berlin: Stettiner Eiſenbahn. 
Frequenz in der Woche vom 14. Oktbr. bis inel. 20. 
Oktbr. 1849 auf der Haupt⸗Bahn: 4922 Perſonen. 


Verlo bungen. 8 
Statt jeder beſonderen Meldung zeigen wir die Ver⸗ 
lobung unſerer Tochter Louiſe mit dem Rendanten 
der Königl. Darlehns⸗Kaſſe, Herrn Guſtav Krauſe, 
hiermit ganz ergebenſt an. 5 
Stettin, den 28ſten Oktober 1849. 
Ferdinand Michaelis nebſt Frau. 
abch Louiſe Michaelis, 
Guſtav Krauſe, 
Verlobte. 


N f 1 
Entbin dungen. 

Heute Abend 9 Uhr wurde meine geliebte Frau, geb. 
Grüneberg, von einem recht munkern Knaben glüd- 
uc eelfenhage den 26ſten Oktober 1849 

reifenhagen, den en Oktober . 
in a 61 { Ferdinand Wilcke. 
Su b h a ſt a t i o nen. 
) Subhaſtations⸗Patent. 
Nachſtehende, im Uſedom⸗Wolliner Kreiſe belegenen, 


E 


dem Gutsbeſitzer Friedrich Venzmer gehörigen Grund⸗ 


Rüde, nemlich: n in 1. Hot 112 
1) das erbliche Nutzungsrecht des Ackerwerks Klein⸗ 
Mokratz nebſt Zubehör, namentlich einer Roofwieſe, 
zum Taxwerthe von 7805 Thlr. 1 
2) das erbliche Nutzungsrecht eines zu Klein⸗Mokratz 
belegenen, im Hypothekenbuche des vormaligen 
Königl. Land⸗ und Stadtgerichts hieſelbſt Band C. 
No. 20 Seite 58 verzeichneten Erbpachtbauerhofes 
zum Taxwerthe von 1519 Thlr. 20 [gr. 10 pf. 
das erbliche Nutzungsrecht eines zu Klein⸗Mokratz 
belegenen, im Hypothekenbuche des vormaligen 
Königl. Land⸗ und Stadtgerichts hieſelbſt Band C, 
No. 15 Seite 43 verzeichneten Erbpachtbauerhofes 
zum Taxwerthe von 1846 Thlr. 10 ſgr. 10 pf.; 
4) das erbliche Nutzungsrecht einer ebendaſelbſt bele⸗ 
genen, im Hypothekenbuche Band C. No. 16 Seite 
46 verzeichneten Halbbauerhofes zum Taxwerthe 
von 1344 Thlr. 20 far; | 


3 


— 


ſtützung für die Kleinkinder ⸗Bewahranſtalt zu Grünhoff. — Bewilligung eines 
extkaordinairen Zuſchuſſes zu den kleinen Bedürfniſſen des a 


Gymnaſiums. 
Theun e. 


5) das erbliche Nutzungsrecht einer im Hppotheken⸗ 


buche der Parzellen, Acker und Wieſen des vorma-⸗ 


ligen Königlichen Land⸗ und Stadtgerichts hieſelbſt 
No. 2 Seite 9 verzeichneten, bei Klein -Mokra 


belegenen ſogenannten neuen Wieſe zum Werthe 


von 496 Thlr. 6 ſgr. 8 pf., 5 
ſollen im Wege der nothwendigen Subhaſtation 
am 13. März 1850, Vorm. 11 Uhr, f 
im Gerichtslokale der unterzeichneten Gerichts- Com⸗ 
miſſion meiſtbietend verkauft werden. 0 
Die Tape dieſer bisher gemeinſchaftlich bewirthſchaf⸗ 
teten Grundſtücke, die Kaufbedingungen und der neueſte 
Hypothekenſchein find in unſerer Regiſtratur einzuſehen. 
Alle unbekannten Realprätendenten der als zum Acker⸗ 
werke Klein⸗Mokratz gehörig angenommenen Roofwieſe 
werden aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präkluſion 
ſpäteſtens in dem angeſetzten Termine zu melden. 
Wollin, den 14ten Auguſt 1849. 
Königliche Kreisgerichts⸗Kommiſſion II. 


Verkäufe beweglicher Sachen. 


Elbinger Talglichte, à 52 Sgr., 
in Centnern und Steinen billiger, empfiehlt 
Carl Betſch, gr. Wollweberſtr. No. 565. 


Ber miet hungen. 


In meinem Haufe, große Laſtad ie No. 83 b., find 
mehrere Läden zu vermiethen. Guſtav Wellmann. 


Anzeigen vermiſchten Inhalte, 


Haus⸗Subhaſtation. 

Am 31ſten Oktober d. J. wird auf dem Königlichen 
Kreisgericht hierſelbſt das dem Maurermeiſter Scheeffer 
gehörige Haus No. 367 in der breiten Straße hier⸗ 
ſelbſt im Wege der Subhaſtation verkauft. Das Haus 
ſteht mit 24,000 Thlr. in der Feuerkaſſe und iſt gericht⸗ 
lich auf 29,000 Thlr. abgeſchätzt; es verintereſſirt ſich 
ISCH jährlich auf 34,000 Thlr. Daſſelbe wird daher 

apitaliſten, welche ihr Geld gut und ſicher unterbrin⸗ 
gen wollen, beſtens empfohlen. Ya 


Am öten Oktober iſt von dem Hofe des Gafthofes 
„zum ſchwarzen Adler“ in Stettin eine hölzerne 


Kiſte, gezeichnet W. S., abhanden gekommen. 
Sie tft entweder von dem Hofe geſtohlen oder irrthüm⸗ 
lich von einem der fremden Fuhrleute auf den Wagen 
geladen und andershin, als an ihre Adreſſe gelangt. 
Die Kiſte enthält verſchiedenes Kinderzeug, ganz neu 
gefertigt, und wird der unbekannte Empfänger, oder 
wer ſonſt Nachricht darüber zu geben vermag, dringend 
gebeten, ſie zurück zu befördern an den Spediteur 


Herrn Schulz im ſchwarzen Adler auf 
der Laſtadie bierſelbſt. Auch eine gute Belohnung 
wird dem zugeſichert, der die Kiſte nachweiſen kann. 


Stettin, den 27ſten Oktober 1849. f 


Den geehrten Bewohnern hier und auswärts, fo wie unſern verehrten Gönnern zur Nachricht, daß wir 


unſere CORDATORLEN, früher unter der Firma: 


A. Methier & C0. 


ſeit zwei Jahren bereits unter der Firma: 
zwei Jah Fi 22 


CEBRÜDER JENNY, 


von der Louiſenſtraße No. 740 nach der 


Kleinen Domstrasse No. 68335 0 


verlegt haben, 
Beſtellungen auf Torten, 


und erſuchen, das uns bisher geſchenkte Zutrauen auch ferner zu bewahren. 
Gefrornes, Kuchen jeder Art und alle in unſer Fach einſchlagende Artikel 


werden jederzeit angenommen und auf das Sorgfältigſte ausgeführt. 
Auch werden Beſtellungen in der Conditorei des neuen schauspielhauses entgegen- 


genommen. ö 


Gebr. Jenny, Conditoren. 


